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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 

DES KANTONS SOLOT 

VOM 

Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung: 
~ . .i . 

· . ... : ... .. :,.; ~· '.~~: .. . - ... I. 

··· l~ Mit Regiertingsratsbeschluss Nr. 5288 vom 20~ Oktober 1970 hat der 

~egie~ungsrat ein bestimmtes Gebie~ südlich der Mittelgäustrasse 

in Kieltiwangen von: ~e~ Gen~hmigung im allgemeinen Bebauungsplan 

au·sgenommeri .- Die Einwohnergemeinde Wangen stel·l t nun das Gesuch, 

die beiden Bebaudngsplärte 11 Sägerei Kie·inwangeri 11 ·und 11 Pumpwerk 
' ' 

'Kleinwa.rigen 11 sEHen zu genehmig'en. bii=se 'beiden Pläne umfassen 

das seinerz~eit vön der Gemehmigüng ausgenommene Gebiet und 

schliessengleichzeitig eihe GrUndwasser~chutzzone gernäss § 35 

d~s wasserr~d~tsges~tze~ ein.-riie diese Schutzzöri~ festlegenden 

Schutzvorschriften sind als Legende auf den Bebauungsplänen 

aufgeführt· und bilden· ei.nen integrierenden Bestandteil derselben • ... -~-·· .... -..... . . .. - ' .... ··~.- ....... - . 

Die 'öffentliche Auflage beider Pläne fand vom 3. Mai - l. Juni 
.. . . . . . ('. 

1973 statt. Gegen deri Bebauungsplan 11 Pumpwerk Kleinwangen 11 gingen 

kein~ Eiri~prachen ei~, er wurde vom Gemeinderat mit Beschluss 

27. August l973 genehmigt. ·Gegen den· ·Bebauungsplan ''Sägerei 

Klei'nwarige'ri II wUrde eine Einsprache eingereicht, welche vom 

Gemeinderat abgelehnt wurde. Der-Einspieeher zog die Beschw~rde­

sache weiter an ·die Gemeindeversamrnl~n9, .. welche sie mit Beschluss 

vom.24. Juni 1974 vollumfänglich abwies. Gegen diesen Entscheid-. 

richtet sich die unter ''II 11 behandelte Beschwerde an den Pegie­

rungsrat. D~:r ... ß_~PSJ..l"J.Ungsplan 11 Sägerei Kleinwangen 11 wurde von der 

Gemeindeversammlung mit Beschluss vom 10. November 1975 formell 

genehmigt. ; .. l .• 

24321-1975 
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2. - Formell wurde das Verfahren richtig durchgeführt. 

- M§teriell sind folgende Bemerkungen anzubringen: 

a) Am 8. November 1974 hat der Regierungsrat den Strassen­

und Baulinienplan Alt-/Neuhüsiermatt genehmigt. Dieser 

Plan wurde später öffentlich aufgelegt als die hier zu 

genehmigenden Pläne, konnte aber vom Regierungsrat früher 

· .. · .... genehmigt .. we.r:d.e,n,. .w.e;:il .. keine Beschwe-rden: vorlag~ . .n. Er 

enthält unter anderem die Neuhüslermattstrasse, die auch 

in den Bebauungsplänen. "Sägerei" und "Pumpwerk" enthalten 

ist, deren Linienführung aber nicht die gleiche ist. Die 

Weiterführung der Neuhüslermattstrasse ist deshalb nach­

träglich an den ~i t Regierungsrat_sbeschlü'ss v"öm "8.: Novembei 

1974. genehmig'E~ti ·strcis;§~:rt..:..· ·und i3a-cninienplan Alt-/Neu-
: ' . ' 

..:. .... : . ...: ... :.~ . ...;.~·:.:-. ····--11tt.s·i·e-rl'flii1:t···d.~;zup;::r:s·~;~-rr~~-·--ncn:r· ·glei.cne · ·na. t:· mit dem Fus sweg 
. . . . 

südlich des Pump-werkes zu geschehen. Dami:.E--wird·led'iglich 

die rechtskräftige und von der Gemeinde beabsichtigte 

Lin:iehfÜ11i·un:g-.. ·übeitiömiTien. Eine Neuauflage ist nicht 

nötig. 

b). Das Ran~gebiet der Zgne J 1, welches der Bebauungsplan 

"Sägerei" ausscheidet, ist gernäss der Legende u.a. für 

"Kle.inbauten ;, bestimmt. Dies widerspricht den ORL-Richt-
.. . . 

Linien ·t'ur die Schutzzone r:i und ist in d'er Formulierung 
. . . 

im übrigen ·zu unbestimmt. Dies~ Vorschrift kann ~eihalb 

nicht genehmigt werden, de·r Begriff "Kleinbautem" ist 
. . ' - . 

aus den Schutzzonenbestimmungen zu streichen • 
. • 

c-) Die Bornstrasse nördlich der Kreuzung mit dem Büntenweg/ 

~euhüslermat.t ist im Bebauungsplan "Pumpwerk ". wie im Be­

baul,lngsplan Alb-/Neuhüslermatt vom 8. November 1974 

d.a.rzuste;Lle:n. Der. Plan soll den Endzustand wiedergeben: 

Das is:t qer_ für den Motorfahrzeugverkehr gesperrt_e, 

öffentliche Fussweg. Der Hinweis, dass dieser Weg vor­

läufig nur für Tankwagen gesperrt bleibt, ist in gleicher 

Weise wie im genannten Strassen- und Baulinienplan 

darzustellen. 



( 

... 

- 3 -

... 0) Der. Begriff .. "Grünzone zum Zwecke des Grundwasserschqtzes,", 

wie in der Legende zum Bebauungsplan "Sägerei 11 aufgeführt, 

ist irreführend. "Grünzone" bedeutet nach dem Gemeindebau-

reglement "Zone für öffentliche Bauten und Anlagen". Der 

Begriff · "Grünzone" ist deshalb in der Legende zu streichen, 

statt dessen soll es heissen: "Grundwasserschutzzone". 

e) Die Pläne "Sägerei - Kleinwangen" und "Pumpwerk - Klein­

wang~n" sind, da sie in einem engeren Zusammenhang stehen, 

. zu einem BP.bauungsplan "Pur:n:P.werk - Sägerei - Kleinwangen" 

zu vereinigen. Die Grenzen der Schutzzone sind dabei durch 

·~lare Linien zu kennzeichnen. 

·Die· we.j. t~ren materiellen Bemerkungen ergeben sich aus den Erwägungen 

unter "II". 

II. 

1. Mit Schreiben ·vom 9.Juli 1974 erhob Herr Josef Hunkeler, 

Sägeweik und T~ansoorte, 0angen, vertreten durch Advokat und 
.: .. ·· f. .. - .. .:.. . . 

Notar Dr. Rudolf Stuber, Römerstrasse 6, Olten, beim Regierungs-

rat Beschwerde gegen den Entscheid ·der Gemeindeversammlung 

·.·Wangen vom 24. Juni 197 4, mit welchem seine Beschwerde gegen den 

'Bebauungsplan "Sägerei Kleinwangen" abgelehnt worden war. 

:Per Beschwerdeführer verlangt in Abänderung des Auflageplanes 

und des Entscheides der Gemeindeversammlung: 

a) das gesamte, vom speziellen Bebauungsplan südlich der Mittel­
gäustrasse umfasste Gebiet bis zum Büntenweg sei in eine 
Wohn-- und. Gewerbezone WG 4 einzuzonen. 

Für ·diese Wohn- und Gewerbezone WG 4 seien lediglich die ge­
mäss Ziffer 5.8.3 und 5.8.4 inbezug auf die "weitere Schutz­
zone III" in den Richtl.inien ORL-ETH vorgesehenen. Nutzungs­
beschränkungen und Schutzmassnahmen vorzubehalten. 

Von jeder weiteren Einschrä~kung der Nutzung sei abzusehen. 

b) D~e Trasseführung des neuen Büntenweges sei im östlichen Teil 
(ca. ab Grenze zwischen GB Nrn. 222 und 223) nac-h ·Süden zu 
verlegen, um erst etwa auf der Höhe der Gefl)eindestrasse "im 
Graben" in die Bornstrasse einzumünd.E:m. 

c) Die Ein- und Ausfahrter1 zu urid ab der. Mittelgäustrasse in 
südlicher Richtung auf das Areai der neuen Wohn..;...und Gewerbe­
zone WG 4 seien dem heutigen·Zustand gernäss zu gestalten; 
insbesondere seien in der Mitte und'westlich nicht nur Aus­
fahrt bzw. Einfahrt, sondern'ebenfails Ein- und Ausfahrt 
planerisch festzuhalten und zu gest~tten. 

d) Die Ausnützung der Wohnzone.nördlich der Mittelgi:iustrasse 
(jetzt WG 3) sei zu "verbessern" I minimal 'aüf AZ 1, 0. 
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'2.-Zur Begründung dieser Begehren macht der Anwalt des Beschwerde­

-fÜhrers im wesentlichen folgendes geltend: 

a) Zur Neuplazierung seiner Sägerei brauche Herr Hunkeler mit 

dem zugehörigen Rundholzplatz eine Länge von 90 - 100 m • 

. Diese Neuanlage müsse aus wirtschaftlichen Gründen südlich 

der bestehenden, von West nach Ost verlaufenden Werkstrasse 

erstellt werden. Deshalb müsse der bis zur Bornstrasse ver­

längerte Büntenweg zu etwa 2/3 seiner Länge (gemessen ab neu 

geplarit~r Kreuzung) 6stliCh bis zur Bornstrasse nach Süden 

abgedreht werden. Diese sich· ergebende Trasseführung sollte 

somit im wesentlichen übereinstimmen mit den Grundstück&-
/ 

grenzen zwischen GB Nr. 225,einerseits und den GB Nrn. 322, \ 

226, 227, 229, 230 - 233 anderseits. 

b) Die für das Areal südlieb der Mittelgäustrasse vorgesehene 

Einzonung_ in die Industriezone sei willkürlich. Der Betrieb 

des .. "skge~· und 'Hobelwerkes Hunkeler ~ei gernäss Fest- . 

sondern ein Gewerbebetrieb •. 

Der Beschwerdeführe.r macht geltend, er mi,i.sse seir:_-~äg~werk 

in dieses Areal verl.~ge~,~----~il'le _verlegu_ng "auf die grüne 

Wiese" komme im heutigen Zeitpunkt aus .. Gründen der Wirt­

schaftlichkeit nicht in Frage. Es sei aber durchaus möglich, 

dass im Laufe der Zeit etappenweise eine Verlegung ausser-

. halb- des· Wohngebietes e:r-f6lgen könne. Im Hinblick auf eine r, 
solche Lösung sei es deshalb folgerichtig, diesee Gebiet 

als Wohn- und/oder Gewerbezone bereitzustellen. 

c) Weiter. wird geltend gemacht~ dass zur Gewährleistung des 

Gewerbebetriebes die im Plan enthaltenen Ein- und Aus­

fahrten nicht genügtEm. Diese würden zudem kostspielige 

interne Massnahmert fü.r den Werkverkehr· ~rfordern •. 

d) Die Aufla~en ~ufgrund des Ge~ässerschutzes' seien ausser­

ordentlich weit und wi?erspräc0en eindeutig den Richtlinien 
: . . .~. .. 

des ORL 1968. Damit Ausnahme eines ganz unbedeutenden 

Geländestreifens ö~tlich ari~ ~arzelle 322 daS gesamte 

eingezonte Gebiet mehr als .. 100 {TI von der 0rundwasserfassung 

entfernt liege, sei diese~ Gebi~t der Zone III der ORL­

Richtlinien ~uzurechnen. 
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. , .e) Sc,hliesslich wird erklärt, die Einzonung der Parzellen 

nördlich der Mittelgäustra;se .-.:Cn.-·w3 und, die damit ver­

bundene "recht bescheidene Ausnutzung" sei nicht g~recht­

fertigt. Es werde verwiesen.auf eine planerische Skizze 

für eine .Ueberbauung I weT~iie miric{estens . ~ine AZ von 

1,0 erfordere. 

3. Die Gemeinde liess sich mit Brief vom 5. September 1974 in 

der Hauptsache wie folgt vernehmen: 

a) Eine Umzonung des südlich der Mittelgäustrass~ gelegenen 

Areals in eine Wohn- und Gewerbezone s:ei nicl:lt. möglich, 

· .. si.a .. ~Jn von Dr. Fröhlicher. im ._Au:Etr,9,ge deE; -kq:nt,onalen Amtes 

für Wasserwirtschaft erstelltes Gutachten aussage, dass 

übe~ d~s g~samte in Frage stehende Areal die Schutzzone 

II z~_gel~en habe. 

· b) Die.Trasseführung des Büntenweges könne nicht geändert 

werden, da sonst eine Kollision ·mit den übrigen Strassen 

des allgemeinen Strassen- undBaulinienplanes entstehen 

würde. Die vom Beschwerdeführer vorgeschlagene Linien­

führung wäre zudem höchst unlogisch. 

c) Die Regelung betreffend Ein- und Ausfahrten, welche mit 

d~m kariton~len Tiefbau~mt abgesprochen worden sei, falle 

in die Kompetenz des. Kantons. 

d) Eine Erhöhung der Ausnützungsziffer nördlich der Mittel­

gäu~trasse ~~i aus Gründen der Rechtsgleichheit unmöglich. 

e) Das .Blatt 516 021 der ORL~Richtlinien $ei integrierender 

Bestandteil des.Bebauungsplanes und.der Vorwurf der 

Willkür sei nicht zutreffend. 

In diesem Sinne verlangt die Gemeinde Wangen, die Beschwerde sei 

abzuweisen. 

4. Am 27. Januar 1975 fand in Anwesenheit der Parteien, der Ge­

meindebehörden und Bea~ten des Ba~~Departemehtes ein Augenschein 

mit Parteiverhancilung statt. In'der Folge wurde-beschlossen, 
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'. ·aa.s Verfähren zu sfstiereri 1 'bis der Beschwerdeführer Situations-

··· Und .·FUnda~-~nt:Pläne· ü"ber· die von ihm geplanten Anlagen auf dem 

in :Frag·e stehenden .Areal eingereicht haben würde. Dies geschah 

mit Schrei~en vom 26. März 197~. Diese Plän~ sind hierauf von 

Fachleuteii des Amtes für Wasserwirtschaft im Zusammenhang mit 

den sich aus der Schaffung der Grundwasserschutzzone ergebenden 

Fragen geprüft worden. 

5. Der Beschwerdeführer ist durch den Beschluss der·Gemeindever­

sammlung vom 24. Juni 1974 als Grundeigentümer von GB Nr. 322 1 

3 24 und 878 direkt betrof.fen und1 da die Beschwerde rechtzeitig 

eingereicht worden ist 1 zur Beschwerdeführung legitimiert. Es ( 

is.t deshalb auf die Beschwerde einzutreten. 
. . ·, 

6. a) Der Beschwerdeführer verlangt 1 das von der Gemeinde als J 1 

eingezonte Gebiet solle der Wohn- und Gewerbe.zorie WG 4 zuge­

wiesen werden~ Er legt eine Aufhebungsverfügung des BIGA 

bei 1 a:us der ersichtlich ist 7 : ·dass. das Sägerei- und Hobel­

werk ·von Herrn HUrikeler die Voraussetzungen .. eines industriel­

len Betriebes gernäss Artikel 5 Absatz 2·des Arbeitsgesetzes 

nicht mehr erfülit 1 weil im industriellen Betriebsteil 

we,niger als sechs Ar}:)e~tnehmer beschäftigt sind •. 

, ·Aus. dieser Aufhebungsverfügung. kann für die Schaffung einer 

Nutzungszone im Bauplanverfahren .bzw .. für die z.O.nengemässe 

Qualifikation des .Sägereibetriebe$ Hunkeler nichts abgelei- ( 

tet :w.erden. Das Arbeitsg,esetz und die Zonenordnung verfolgen 

nicht die gleichen Zielsetzungen. Gerade das Baureglement 

·;ori Wa:ngen (GBR) ':bestimmt ir'l' § 11 lit. C 1 dass unter den 

Begrifi J (Nichtst5rende Industriezbne) 1 wie ihri auch der 
. . . 

Bebauungsplan Sägerei verwendet 1 Betriebe fallen 1 von denen 

bezüglich .Lärm 1 Rauch 1 · Abgase usw. keine .beeinträchtigenden 

Auswirkungen ausgehen 1 nimmt somit eine Einteilung der 

Zonen vorwiegend nach rmmissionsträchtigkeit- der Bau-
. ~ . . . .•. .. . 

vorhaben und ni_c,l}t nach: d~n Kriterien des Arbei ts:gesetzes 

yor. Während ·eJne U,nterstellung der.· Sägerei 'L!.nd des Hobelwerkes 
:.. . . •' .. . '. . - - '• ~ . .. ;·,. . ... _ . . . .... •. ,.~.:~.:: .. . . . 

unter diesen Begriff gerade noch angängig ist 1 vor allem 

wenn man den altrechtlichen Zustand berücksichtigt/ lässt sich 
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ei.ne Einreihung unter die· in § 11 lit. b GBR (Wohn- -und 

Gewerbezone) aufgezählten Beispiele nicht mehr vertreten. 

AUch der Hinwei~, dass später einmal eine Verlegung des 

Betriebes in Frage kommen und somit das Gebiet .mit einer 

Wohn..;. und Gewerbezone s,chon heute für Wohnbauten bereit­

gestellt werden könnte, vermag deshalb eine Einzonung in 

die Wohn- und Gewerbezone nicht zu begründen. 

Neben diesen Gründen kommt aber eine Einzonung der dem 

Beschwerdeführer gehörenden Grundstücke in eine Wohn­

und Gewerbezone auch aus den nachstehenden Ueberlegungen 

nicht in Frage: 

b) In einer Entfernung vori ca. 90 - 200 m in östlicher 

···Richtung von den dem Beschwerdeführer gehörenden Grundstücken 

liegt eine Grundwasserfassung. Die Schutzzone. Ti- .~welche ausge­

schieden wird, erstreckt sich über ein Gebiet von 60 X 60 m 

~und berührt das Grundeigentum des Beschwerdeführers nicht 

(-&g1. Bebauungsplan Pumpwerk). Darüber hinaus gilt die 

Schutzzone II, für welche die Auflagen der ORL-Richtlinien 

Blatt 516 021 Gelt~ng haben, wobei aber für das als 

J 1..:..zone und als WG 3-Zone (eine Bautiefe südlich.der 

Mittelgäustrasse) ausgeschiedene Gebiet, in welchem auch 

Grundstücke des Beschwerdeführers liegen, gernäss aufgelegtem 

Plan folgende Ausnahmen gemacht werden: 

~ Das Gebiet der J 1-Zone darf grundsätzlich wie im allge­
meinen Bebauungsplan und im Baureglement für diese Zone 
festgelegt,· überbaut werden. Aus Gründen des Gewässer­
schutzes ist aber massgebend: 

Das Areal darf ausschlies,~;.lich für einen Sägereibetrieb 
genutzt werden. 

Das Errichtenneuer Anlagen, aus welchen häusliche oder 
gewerbliche Abwasser anfallen, ist nicht gestattet. 

Holz darf nu~· in geo.eck€n Räumen und auf dichten Böden 
imprägniert werden. 

Bestehende Wohr.ibaut·en können weiter bestehen und in be­
schei.d~ne.m Rahmen umgebaut werden. 

- Das Gebiet der .WG 3-Zone ist ebenfalls, wie im allgemeinen 
Bebauungsplan und .im Baureglement umschrieben, überbaubar. 
Dabei· gelten folgende Auflagen:: 

Das Abwasser ist' an der strassenseitigen Fassade in die 
Kanalisation abzugeben. 

In dieser Zone dürfen weder Heizöl noch andere Grund­
wasser gefährdende Flüssigkeiten gelagert oder zugeführt 
werden. 
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-Die" EinwohnergemEdnde hat diese Grund•.vasserschutzzorte mit den 

zügehörigen Schutzmassnahmen gestützt auf § 35 des Wasser­

rechtsgesetzes, wie oben festgestellt, im formell richtigen 

Ver~~hr~n-erlassen~ Die Schutzzone und die damit'verbundenen 

· Schutzmassnahinen _:stellen wie andere Zonenvorschriften 

Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschr~nkungen dar. Solche sind 

rechtlich zul~ssi~, werin sie im öffentlichen Interesse liegen, 

auf ·einer gesetzlichen Grundlage beruhen und wenn sie, falls 

eine materielle Enteignung.vorliegt, voll entsch~digt werden. 

Das öffentliche Interesse ah der Schaffung einer Grundwasser­

schutzzone kann nicht bezweifelt werden und witd·grunds~tzlich 

auch vom Beschwerdeführer picht bestritten. (er macht ledig- ( 

lieh geltend, die Eigentumsbeschr~nkungen.seiep zu weitgehend). 

··-. Die ge.se·t-zliche Grundlage ergibt siqh aus Artikel 30 Absatz 1 

·des li3unde13gesetzes über den Schutz der Gew~sser g~gen Verunreini-
-~ ... : 

·: gung (GschG) und § 35 Wasserrechtsgesetz (WRG). Die Entsch~di-

gungsfrage, deren Beantwortung davon abh~ngt, ob der Eingriff 

in die Eigen}:umsfre~heit einer formellen_ Enteignung gleich­

kommt (materielle Enteignung) ist gestützt auf § 35 Absatz 3 WRG 

in Verbindung mit § 242 EG z ZGB allenfalls in einem sp~teren 

Ver~ahren abzukl~ren. Für sie ist in diesem Verfahren kein 

Platz. 

Nachdem das öffentliche Interes.se. an_ der Schaffung der Grund­

wass.erschutzzone ·unb'estri tten ist - der Be.schwerdeführer hat 

auch. gegen pen ·gleichze.itig 8ffentlich a~fgelegten Bebauungs­

plan Pumpwerk Kleinwangen keine Einsprache erhoben - stellt 

sich die Frage, ob der Umfang der vorgesehenen Massnahmen bzw. 

Eigentumsbeschr~nkungen gerechtfertigt und angemessen sei. 

Dabei g:eht es vor allem 'um Fragen der Verh~l'tnism~ssigkei t, 

insbesondere aber um die Abw~gung öffentlicher und privater 
.. .f. #'' ,: ··:: /; . ! . 

Interessen. 

Der Beschwerdeführer hält.~afür, ~ein Grundeigentum sei einer 
11 wei teren Schutzzone ITI 11 gem~Eis Ziffer 5. 8 •. 3 ~ und 5. 8. 4. der 

,ORL-Ricl}.tlinien Blatt 516 021 -aus dem Jahre ·1968 zuzuweisen, 
\ .. . - . -

statt der 11 engeren Sc_hutzzone II 11
, wie dies der von der Ge-

meinde aufgelegte plan yorsieht •. Er macht geltend, das gesamte . ·-

( 
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Zonengebiet ( gernäss Plan. J l) sei mehr. al.s · 100 m vo;n der Grund-

.:. ,~}'!.~.s.serfassung ent:fernt, mit Ausnahme eines ganz unbedeutenden 

Streifens östlis::h auf Parzelle Nr. 322. Dieser Begründung kann 

nicht gefolgt werden. Die genannten ORL-Richtlinien begrenzen 

das Gebiet der "engeren Schutzzone II" von,50- 200m ab Fas­

sung, das Gebiet der "weiteren Schutzzone III 11 von 100 - 500 m 

ab Fassung. Diese Werte lassen erkennen (Ueberschneidung) ·~ 

dass es. sich. nur um Richtwerte handeln kann. Bei der Zonenaus­

scheidung,sind aber alle hydrogeologischen Faktoren mit zu 

:berücksichtigen. Im vorliegenden Fall ist festzust~llen, dass 

es sich bei der ausgeschiedenen Zone um eine minimale Schutz­

zone handelt, sollte doch die Aus~e,hpung der Zone II nach 

.... We.sten aufgrundder Verweildauer des Grundwassers bedeutend 

.. grösser sein. Ein Salzungsversuch der EAWAG ergab zwischen 

einem 250 m NE des PW Wangen gelegenen Rohr und dem PW III 

der Stadt Olten eine Fliesszeit für die maximale Chloridkon­

zentration von 10 Tagen. Die Distanz von der 11 Impfstelle 11 

zum PW III beträgt 520 m; vom PW. II;r: z,um PW Wangen 750 m • 
. .......... - . .. . 

.Die Verweildauer des Grundwassers sollte vom Eintritt in die 

Zone II bis zum Filterbrunnen mindestens 15 Tage betrag_en. 

Das ergibt in der G.rundwasserfliessrichtung (die Grundstücke 

des Beschwerdeführers liegen genau in dieser Richtung) eine 

Distanz von rund 750 m. (Distanz Westende Zone II zum Filter­

brunnen I der Stadt Olten 785 m!) Die im Bebauungsplan bzw. 

Schutzzonenplan verzeichnete Zone II ist aber nur bis 210 m 

vom Pumpwerk entfernt. Sie kann unmögl.ich auf 100 m bP.schränkt 

werden, wie dies der Beschwerdeführer verlangt. 
' 

. Geni.äss der. Tabelle 5. 8 •. der genannten ORL-Richtlinien sind in 

.d'er Schutzzone II Hoch-.und Tiefbauten, gewerbliche und indu­

strielle Baut,en grundsätzlich zu verbieten. Zudem muss laut 

einem Bericht von Dr. Fröhlic,her (19.3.1957) 11 die Ueberdeckung 

nach Mächtigkeit und Beschaffenheit nicht als besonders gut 

bezeichnet werden und legt ei.ne gewisse Vorsicht nahe••. Die 

Gefahr einer Grundwasserverunreinigung ist somit gross. Es 

fragt sich deshalb, ob die von der EG Wangen vorgesehene Aus­

nahme, dass das Areal für einen Sägereibetrieb genutzt werden 

kann, überhaupt zu genehmigen sei. 
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'Herr Hunkeler will nach einem Brandfall neben dem bereits be­

·stehehden Höbelwerk.und den Holzlagerplätzen auch sein Sägewerk 

auf dem·Ge:biet der Schutzzone II erstellen. Er hat deshalb dem 

Amt für·wasserwirtschaft Projektpläne eingereicht •. Nach den 

vorhahdenen-Grundlagen beträgt beim Pumpwerk die Kote OK 

Terrain 416 m/M; der höchste je registrierte Grundwasserspiegel 

wurde gemessen bei 412,40 m (1938/39). -Einige weitere Hochwasser­

spitzen erreichten die Kote 4.-ll,_QO .!"P. bzw. 411. 20 m. Es handelte 

sich dabei um kurzfristige Spitzen. Die Kote 410,00 m ist seit 

1949 ··nur gelegentlich und nur kurzfristig überschritten worden. 

Da es sich beim Betrieb eines Sägewerkes grundsätzlich nicht um 

einen Betrieb handelt,der wassergefährdende Stoffe.verwendet 

oder erzeugt, lässt sich in~Abwägung des öffentlichen Inte­

resses an der Erhaltung des Grundwassers als Trink-und Ge­

brauchswasser und dem privaten. Interesse am Weiterbestehen 

des· Sägerei- u'nd Hobelwerkes die von der· Gemeinde vorgesehene 

Ausnahme von den ORL-Richtlinien r.echtfertigen 1 wenngewisse 

Bedingungen und Auflagen eingehalten werden:-

- Für den ~ des Sägewerkes oder anderer allenfalls für· den 

Betrieb notwendiger Anlagen wird die Auflage gemacht~ dass 

keine Bauteile tiefer als 4 Meter unter der bestehenden 

bzw. gewachsenen Terrainoberfläche errichtet. werden dürfen. 

(Gemäss den Angaben der Fa. Bögli, Ursenbach,· welche die 

vom Beschwerdeführer eingegebenEm Projektpläne für das' Säge-

werk verfasst hat, werden die Fundamente nicht sehr tief, 

UK Fundament höchstens 1, 6 muT I aiso WEÜt weniger als der 

Beschwerdeführer anlässlich der Parteiverhandl:ung·_; · bei der 

er auf die jedenfalls nötige Begrenzung der unterirdi:;;;chen 

Baumöglichkeit aufmerksam gemacht wurde, angenommen ha_t. 

- Sollte der Sägereibe:trieb aus betriebsteChnische!1 Gründen 

nicht ohne Oel- und Schmiermittel öderdergleichen arbeiten 

können, müssten absolut dichte Bodenbeläge erstellt werden. 

Fässer mit diesem Inhalt rnüssen gernäss den eidgenössischen 
.,_ 

Technischen Tankvoi~chiiften (TTV) vom 27. Dezember 1967 

und ausserhalb der Zorie II gelagert -0-erden. 

/ 
\ 

\ 
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- Jedes Baugesuch ist aus diesen Gründen dem Amt für Wasser­

wirtschaft .zur Prüfung .zu unterbreiten, damit bezüglich 

G~undwasserschutz, insbesondere auch während der Bauphase 1 

die notwendigen Auflagen gemacht werden können. 

Diese Bedingungen und Auflagen sind als integrierender Bestand­

teil in die Schutzzonenvorschriften aufzunehmen. 

Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass dem Begehren des Be­

schwerdeführers, das gesamte, vom Bebauungsplan südlich der 

Mittelgäustrasse umfasste Gebiet bis zum Büntenweg in eine 

4-geschossige·wohn- und Gewerbezone einzuzonen, nicht ent­

sprochen werden kann und dass auch die Forderung, für diese 

Zone die "weitere Schutzzone III" gernäss den ORL-Richtlinien 

zu schaffen, nicht gutgeheissen werden k~nn. 

c) Der Beschwerdeführer verlang, die Trasseführung des Bünten­

weges sei im östlichen Teil (ca. ab Grenze zwischen GB 

Nr. 222 und 223) nach Süden zu verlegen1 um erst etwa auf 

der Höhe der Gemeindestrasse "im Graben" in die Born­

strasse einzumünden. Die Strassenplanung ger.ört, soweit es 

sich nicht um Kantonsstrassen handelt, wie die Zon~nplanung 

in den autonomen Kompetenzbereich der Gemeinde. Auch die 

neueste Praxis des Regierungsrates weicht davon nicht ab 

(vgl. RRB Nr. 3560 vom 19.6.1973 i.S. Zonenplanung 

Riedholz) • Der Regierungsrat prüft danach lediglich, ob 

eine Planung qualifiziertunangemessen und daher als will­

kürlich erscheint. Das kann von der Linienführung des 

Büntenweges nicht behauptet werden. Die Argumentation der 

Gemeinde, wonach die vom Beschwerdeführer vorges'chlagene 

Linienführung mit den ü~rigert Strassen des allg~~~irten 

Beba1.~ungsplanes kol-lidi-eren würde,· ist richtig. ins­

besondere bildet der Büntenw~g in seiner aufgele~ten Linien­

führung die FortE:etzung der Neuhüsl~rmattstrasse und mit 

dieser zusammen e'ine notwendige Querverbindung Ost-t:est. 

Gegen den Strassen- und Baulirü~nplan Al tmatt/Neuhüsler­

matt bzw. gegen den Bebauungsplan Pumpwerk, welche vom 

16. November 1973 bi~ 15. Dez~mber 1973 bzw. 3. Mai 1973 

bis 1. Juni 1973 öffentlich aufgelegt worden waren und 
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·. welche··beide diese logische Fortsetzung des Büntenweges 
. . 
enthalten, hat ··der Beschwerdeführer keine Einsprache erhoben. 

Diese ·Fortsetzung, die Neuhüslermattstrasse, ist mit Regierungs­

ratsbe~dhlüss Nr. 6157 vom 8. November 1974 rechtskr~ftig 

·- _ ,, ·-·· · .. g.~Y/9.~9_e:.n.. Wollt;,.e man diE:! V().m Besc;:hv:r§=!Fde:fühf.§F.:.y.~El.c:1D9t.e 

Linienfüh_J:'UI19 d§?s .. ~1Jpt§!f1Y!eg~~-... ~.~h.l~.n, .. würde .,das . .9?-n.z~ ~onzept 

de~ S~rassenerschliessung in diesem Gebiet in Frage gestellt. 

Die von der Gemeinde geplante Strassenführung ist abge~timmt 

.auf das im allgemeinen Bebauungsplan Kleinwangen festgelegte, 

südlich des Büntenweges liegende Strassennetz und gew~hrleistet 

auf zweckm~ssige Weise die optimale Erschliessung der Bau­

parzellen, welche zu gegebener Zeit im Baulandumlegungsverfahreh 

zu schaffen sein werden (GB Nr. 226-233). Auch bei dieser 

Linienführung sollte es dem Beschwerdeführer möglich sein, 

ohne grossein Aufwand und bei einer Verschiebung ncich. Norden 

sein Dispositiv über.die Gestaltung des S~gereibetriebes zu 

verwirklichen. Der von ihm eingegebene Dispositionsplan l~sst 

keinen anderen Schluss zu. Das öffentiiche Intere~s~ an einer 

richtigen und zweckm~ssigen Planüng geht hier den privaten 

Interessen des·Beschwerdeführers vor. ·Jedenfalls kann die 

von der Gemeinde vorgelegte Planung keineswegs als qualifiziert 

unangemessen bezeichnet werden. Sie ist vielmehr zweckm~ssig 

und deshalb zü genehmigen.· 

d) Der Beschwerdeführer verlangt weiter, die Ein- und Ausfahrten ( 

zu und ab der Mittelg~ustrasse in südlicher Richtung auf das 

Areal des S~gereibetriebes, des Hobelwerkes und der Lagerpl~tze 

seien dem heutigen Zustand gem~ss zu gest~tten, insbesondere 

seien in der Mitte und west~ich nicht nur je. eine getrennte 

Aus- bzw. Einfahrt, s~ndern beides zusammen im Plane festzu­

halten und zu gestatten. In Anbetracht der Tatsache, dass 
'· :1.:: •. · 

der östliche Teil der Mittelg~ustrasse nach der Erstellung der 

p~ojektierten SBB-Ueberführung an Bedeutung verlieren und diese 

Strasse in das Eigentum der Gemeinde üb~rgehen wird, kann in 

teilweiser Gutheissung des Bege.hrens und nach Prüfung der 

Frage durch das kantonale Tiefbauamt folgender Lösung zu­

gestimmt werden: 
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Wi~ im Osten kann in der Mitte des Ar~als einer Ein- und 

Ausfahrt zugestimmt werden. 

- Bis zur Reaiisierung der rückwärtigen Erschliessung durch 

den Büntenweg kann auch der westliche Zugang als Ein- und 

Ausfahrt benützt werden. Nach Erstellung des Büntenweges 

ist die Ausfahrt aufzuheb~n, so dass nur rioch di~ Einfahrt 

gestattet ist. 

ba der Plan den Endzustand zum Gegenstand hat, insbesondere die 

Erschliessung ab d~r Kantonsstrasse unter Be~ücksichtigung des 

Bün'tenweges regelt, ist planlieh nur die mittlere Ausfahrt als 

Eiri- und Ausfahrt festzuhalten. 

e) Dem Begehren, für die Wohnzone nördlich der Mitt~lgäustrasse, 

~n wel6her nach dem aufgelegten Plan 3-geschossig und mit 

einer Ausnützungsziffer von 0,55 gebaut werdem kann, auf 

minimal 1,0 zu "verbessern", kann nicht entsprochen werden. 

Mit Reg~erungsratsbeschluss Nr. 528B vom 20. Oktober 1970 

war dieses Grundstück GB Nr. 878 ebenfalls von der Genehmigung 

aus!enommen worden. Oestlich und ::We'stti'th davon wurde die 

Einionung in die WG 3-Zorie. mit einer AZ von 0,55 genehmigt. 

Nör·Jlic.h des Grundstückes_ gilt sogar eine AZ von "nur" 0,4. 

Eine ausnahmsweise gestattete höhere Nutzungsmöglichkeit für 

GB Nr. 878, wie sie der Beschwerdeführer anstrebt, ist des­

halb willkürlich und vom Gesichtspunkt der Raumplanung und 

des Ortsbildes her nicht zu vertreten. Daran ändert ~uch 

die· vom Beschwerdeführer eingegebene. Planskizze nichts. :Die 

Beschwerde ist somit in diesem Punkte abz~weisen. 

Entsp~echend dem Ausgang des Verfahrens hat der Beschwerdeführer 

eine reduziArte Kostengebühr von 200 Franken zu bezahlen. Der 

geleistete Kostenvorschuss von 100 Franken wird angerechnet. 

Es wird 

beschlossen: 

1. Die Bebauungsp_läne "Sägerei-Kleinwangen". und "Pumpwerk-Klein­

wangert" mit der Grundwasserschutzzone und den zugehörigen 

Schutzvorschriften werden im Sinne der ~;rwägungen und mit den 

darin genannten Aenderungen und Ergänzungen genehmigt. 



2. Diebeiden Bebauungspläne sind zu einem Bebauungsplan ":t?:ump­

werk-Sägerei-Kleinwangen" zusammen zu fassen. 

3. Die öffentlich-rechtlichen.Eigentums- und_Nutzungsbeschränkungen 
.. .. 

s.tnd bei den betroffenen Grundstücken in Anwendung von § 61 
. .~ ....... ~ .. .. 

Ziffer S WRG im Grundbuch mit dem Vermerk "Massnahmen zum 

Schutze des Grundwassers" einzutragen. Dieser Beschlus-s gilt 

als Anmeldung. 

4. Die Gemeinde hat dem Kantonalen Amt für Raumplanung 9 Pläne, 

1 auf Leinwand aufgezogen, versehen mit den Genehmigungsver­

merken der Gemeinde bis zum 31. März 1976 einzusenden. 

5. Die Einwohnergemeinde Wangen hat eine Genehmigungsgebühr von ( 

200 Franken und die Publikationskosten zu bezahlen. 

6. Die Beschwerde von Herrn Josef Hunkeler wird im Sinne de·r Er­

wägungen teilweise gutgeheissen. Der Beschwerdeführe:r hat 

eine Kostengebühr von 200 Franken zu bezahlen, der g~l~istete 

Kostenvorschuss von 100 Franken wird angerechnet. 

Josef Hunkeler, Sägewerk, Wangen b/0 

Entscheidgebühr inkl. Kosten: Fr. 200.-­
Kostenvorschus's: · ·· Fr. 100.--

Fr. ·100.-- Rechnung an H~~rn Dr. 
========== Rud.Stuber, Advokatur, 

Römerstrasse 6, 4600 
Olten 

(Staatskanzlei Nr. 1155) RE ( 

Einwohnergemeinde 4612 Wangen b/0 

Genehmigungsgebühr: Fr. 200.--
Publikationskosten: Fr. 18.--

Fr. 218.--
========== 
(Staatskanzlei Nr. 1156) RE 

.. Der Staatsschreiber 

• ·: : 1 : ~· 

Ausfertigungen Seite 14 
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Bau-Departement (4), mit Akten La 
Jur. Sekretär (4) 
Amt für Wasserwirtschaft ( 6) , mit 1 gen. Plan (-folgt später) 
Kant. Tiefbauamt (2) 
Kant. Hochbauamt 

ol ~m11. für Raumplanung ( 2) , mit--:!-'. e-..~-~~~m..l..gJ~g_~..ii.J:l. 
Kreisbauamt II, 4600 Olten, mit 1 gen. Plan (folgt später) ~ 
Kantonale Finanzverwaltung (2) 
Amtschreiberei Olten-Gösgen, mit 1 gen. Plan (folgt später)/ 

(Gilt als Anmeldunq gernäss ~iffer e des Dispositivs) 
Baukommission 4612 Wangen b/0., mit 2 gen. Plänen (folgt später) 
Ammannamt EG 4612 Wangen b/0, mit 2 gen. Plänen (folgt später) 
Planungskommission 4612 Wangen b/0., mit 1 gen. Plan (folgt später) 
Dr. Rudolf Stuber, Advokatur und Notariat, Römerstrasse 6, 

4600 Olten (2), für sich und seinen Klienten EINSCHREIBEN+ 
RECHNUNG 

Amtsblatt, Publikation des Dispositivs mit folgendem Inhalt: 
"Die Bebauungspläne "Sägerei-Kleinwangen" und 
"Pumpwerk-Kleinwangen" mit der Grundwasserschutzzone 
und den zugehörigen Sschutzvorschriften werden mit 
gewissen Vorbehalten genehmigt." 
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